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dens des Werktätigen an der Entstehung des Schadens ge­
mäß den Grundsätzen des § 252 Abs. 2 AGB erforderlich.

Die materielle Verantwortlichkeit des Werktätigen ist 
grundsätzlich innerhalb von drei Monaten nach Bekannt­
werden des Schadens und des Verursachers geltend zu 
machen. Nur wenn dem Betrieb der Schaden und der Ver­
ursacher innerhalb dieser Frist nicht bekannt geworden 
sind oder wenn er zwar den Schaden kennt, nicht aber den 
Verursacher, kann er diese Kenntnis noch innerhalb von 
zwei Jahren nach Eintritt des Schadens erlangen und 
dann die materielle Verantwortlichkeit noch geltend 
machen. Die Frist von zwei Jahren ist also eine Maximal­
frist und kommt nur unter der Voraussetzung zur Anwen­
dung, daß dem Betrieb entweder der Schaden nicht inner­
halb von drei Monaten nach seiner Verursachung bekannt 
geworden ist oder zwar der Schaden, nicht aber zugleich 
auch die Person des Verursachers (§ 265 Abs. 1 Satz 1).

Die Frist von zwei Jahren gilt allerdings dann nicht, 
wenn die schuldhafte Arbeitspflichtverletzung zugleich 
als Straftat verfolgt wird. In diesen Fällen kann die mate­
rielle Verantwortlichkeit noch innerhalb von drei Mona­
ten nach Kenntnis der abschließenden Entscheidung des 
zuständigen Organs geltend gemacht werden. Dabei be­
ginnt die Strafverfolgung mit der Erstattung der Anzeige. 
Eine abschließende Entscheidung des zuständigen Organs 
liegt erst mit deren Rechtskraft vor, sofern gegen sie ein 
Rechtsmittel zulässig ist. In allen anderen Fällen ist eine 
abschließende Entscheidung jede Entscheidung, durch die 
das Verfahren beendet wird. Dabei beginnt die Frist von 
drei Monaten des § 265 Abs. 1 Satz 2 AGB auch dann, wenn 
von dem zuständigen Organ das Vorliegen einer Straftat 
verneint wird. Der Beginn dieser Frist ist also nicht davon 
abhängig, wie das Strafverfahren endet.5

Die bereits erwähnte Möglichkeit des Absehens von 
der Geltendmachung der materiellen Verantwortlichkeit 
auf der Grundlage des § 253 AGB besteht nicht bei rechts­
widrigen Lohnfestlegungen gemäß § 44 Abs. 2 AGB. In 
solchen Fällen kann von der Geltendmachung der mate­
riellen Verantwortlichkeit gegen den hierfür verantwort­
lichen Leitungsfunktionär nicht abgesehen werden, weil 
§ 44 Abs. 3 AGB verbindlich festlegt, daß Betriebsleiter und 
leitende Mitarbeiter für rechtswidrige Lohnfestlegungen 
nach den Bestimmungen der §§ 260 bis 266 AGB materiell 
verantwortlich zu machen sind. Mit dieser verbindlichen 
Festlegung sollen die Gesetzlichkeit auf dem Gebiet der 
Entlohnung konsequent durchgesetzt und Disproportionen 
zum Schaden der Volkswirtschaft und damit der Bürger 
verhindert werden.

Mit der Regelung des § 265 Abs. 3 AGB, wonach die 
zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung von der Gel­
tendmachung der materiellen Verantwortlichkeit zu infor­
mieren ist, wird auch auf diesem Gebiet der gewerkschaft­
liche Einfluß auf die Durchsetzung des sozialistischen Ar­
beitsrechts im Betrieb und die Ausübung der gesellschaft­
lichen Kontrolle hierüber i. S. des § 292 AGB verstärkt. Das 
trägt dazu bei, die Rechtssicherheit zu erhöhen und die 
gesetzlich geschützten Interessen der Werktätigen zu wah­
ren.

Zur Höhe der materiellen Verantwortlichkeit

Für einen fahrlässig verursachten Schaden ist der Werk­
tätige bis zur Höhe desjenigen monatlichen Tariflohns 
materiell verantwortlich, den er zum Zeitpunkt des Scha­
denseintritts erhalten hat (§ 261 Abs. 2 AGB). Zum kon­
sequenten Schutz des sozialistischen Eigentums und zu­
gleich zur Erziehung der Werktätigen zum verantwor­
tungsbewußten Verhalten gegenüber dem sozialistischen 
Eigentum sollte jedoch vermieden werden, daß lediglich 
Bagatellbeträge als zu erstattende Schadenersatzsumme 
festgelegt und die Geltendmachung eines monatlichen Ta­
riflohns nur als extremer Ausnahmefall vorgesehen wird. 
Die Differenzierungsgrundsätze des § 253 AGB sind so

anzuwenden, daß eine den Besonderheiten des Einzelfalls 
entsprechende Entscheidung getroffen werden kann, die 
sowohl den Schutz des sozialistischen Eigentums sichern 
hilft als auch die erforderliche erzieherische Einwirkung 
auf die schadensverursachenden Werktätigen gewährleistet.

Die Regelung des § 262 AGB über die erweiterte mate­
rielle Verantwortlichkeit ist insoweit gegenüber dem GBA 
verändert worden, als der Betrieb nur noch das Dreifache 
des monatlichen Tariflohns vom Werktätigen verlangen 
kann, während nach dem GBA in Ausnahmefällen das 
Sechsfache geltend gemacht werden konnte.6

Verzicht des Betriebes auf die Erstattung 
von Schadenersatzbeträgen

§ 266 Abs. 1 AGB bestimmt, daß der Betrieb auf den Scha­
denersatzanspruch verzichten kann, wenn der Werktätige 
einen angemessenen Teil der Schadenersatzsumme verein­
barungsgemäß gezahlt hat und durch vorbildliche Arbeits­
disziplin erwarten läßt, daß er künftig das sozialistische 
Eigentum achten wird. Dieser nachträgliche Verzicht, also 
nach der Feststellung der Schadenersatzverpflichtung 
durch Konfliktkommission od'er Gericht, wurde zunächst 
so aufgefaßt, daß der Betrieb von der Geltendmachung 
der materiellen Verantwortlichkeit nicht mehr absehen 
könne.7 Inzwischen ist jedoch geklärt worden, daß diese 
Auffassung dem Anliegen des § 253 AGB nicht gerecht 
wird; die Regelung des Verzichts in §266 Abs. 1 AGB ist 
lediglich ergänzend für die in dieser Bestimmung ange­
führten Fälle gesondert aufgeführt.

Mit der Verzichtserklärung erlischt der Schadenersatz­
anspruch des Betriebes in der angegebenen Höhe. Der Ver­
zicht gilt folglich als Erfüllungsersatz. Er ist dem Werk­
tätigen unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen 
(§ 266 Abs. 2 AGB).

1 So auch G. Kirschner, „Materielle Verantwortlichkeit in jedem 
Falle geltend machen?“, Tribüne vom 30. November 197?, KK- 
Beilage, Nr. 47, S. 3.

2 Vgl. auch A. Baumgart/F. Kunz, „Die arbeitsrechtliche Verant­
wortlichkeit der Werktätigen“, NJ 1977, Heft 16, S. 542 ff. (543 f.).

3 In diesem Zusammenhang sei auf die insoweit nach wie vor zu 
beachtenden Grundsätze hingewiesen, die das Oberste Gericht 
auf seiner 16. Plenartagung über Fragen der Rechtsprechung 
auf dem Gebiet der sozialistischen Arbeitsdisziplin am 17. Sep­
tember 1975 ausgesprochen hat (vgl. NJ 1975, Heft 20, S. 596; 
Arbeit und Arbeitsrecht 1975, Heft 21, S. 643).

4 Auf Besonderheiten der Definition der Schuld und ihrer inhalt­
lichen Bedeutung innerhalb der einzelnen Rechtszweige (Straf­
recht, Zivilrecht) kann hier nicht weiter eingegangen werden. 
Trotz prinzipieller Gemeinsamkeiten gibt es spezifische Unter­
schiede, die bei den Definitionen Berücksichtigung zu finden 
haben. Die Definition der Schuldformen des § 252 AGB wurde 
weitgehend der des § 333 ZGB angepaßt.

5 Zur Frist der Geltendmachung materieller Schäden, die vor 
dem Inkrafttreten des AGB verursacht wurden, vgl. § 8 Abs. 2 
EGAGB.

6 Vgl. hierzu § 113 Abs. 2 b GBA i. V. m. den Regelungen der 
jeweiligen Rahmenkollektivverträge. Die neue Regelung des 
§ 262 AGB gilt im Rahmen des § 8 Abs. 1 EGAGB auch bei der 
Geltendmachung eines fahrlässig verursachten Schadens, der 
vor Inkrafttreten des AGB verursacht wurde.

7 In diesem Sinne haben sich auch A. Baumgart/F. Kunz ausge­
sprochen, a. a. O., S. 544.
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In dieser Monographie wird versucht, das Problem der Widerspiegelung 
der ökonomischen Gesetze in der wirtschaftlich-organisatorischen Tätigkeit 
des sozialistischen Staates theoretisch zu analysieren. Der Verfasser be­
handelt zunächst die Gesetzmäßigkeiten der Wechselbeziehungen von 
Staat, Politik und Ökonomie und setzt sich dabei speziell mit der Auffas­
sung auseinander, daß sich der sozialistische Staat angeblich in ein Ele­
ment der ökonomischen Basis der Gesellschaft verwandele. Im weiteren 
untersucht Sagainow das System und den Wirkungsmechanismus der ökono­
mischen Gesetze sowie die Wirtschaftspolitik des sozialistischen Staates.

Besondere Aufmerksamkeit widmet der Verfasser den Organen der 
staatlichen Führung und Leitung der Volkswirtschaft sowie den Rechts­
formen der ökonomischen Tätigkeit des sozialistischen Staates. Hierbei 
geht er u. a. auf die Vollmachten der örtlichen Sowjets und der ständigen 
Kommissionen in der Wirtschaftssphäre, auf die Tätigkeit der vollziehend­
verfügenden Organe der Staatsmacht sowie auf die Rolle der Verwaltun­
gen der Betriebe, der Produktionsvereinigungen und anderer nach dem 
Prinzip der wirtschaftlichen Rechnungsführung arbeitender Organisationen 
ein. Von besonderem Interesse sind die Darlegungen über die Recht­
setzung des Sowjetstaates zu Wirtschaftsfragen sowie über die operativ­
vollziehende und rechtsschützende Form der ökonomischen Tätigkeit des 
Staates. Abschließend werden die Methoden der staatlichen Führung und 
Leitung der Volkswirtschaft behandelt.


